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Ü ber kaum etwas
wird im politi-
schen Berlin der-
zeit so euphorisch
gesprochen wie
über ein Molekül.

Wasserstoff sei ein „Schlüsselroh-
stoff“, schwärmt Wirtschaftsmi-
nister Peter Altmaier (CDU).
FDP-Chef Christian Lindner
glaubt sogar, es könne „das neue
Öl werden“. Forschungsministe-
rin Anja Karliczek (CDU) findet
deswegen, es sei höchste Zeit, auf
grünen Wasserstoff zu setzen.

H2, so der chemische Name des
Moleküls, gilt als der Zauberstoff
der Energiewende: Stahl und Che-
miegüter sollen damit in Zukunft
hergestellt werden. Es soll Kero-
sin beigemischt werden, damit
Flugzeuge umweltfreundlicher
fliegen. Züge, Busse, Lkw und
Schiffe könnten damit ebenfalls
klimaneutral unterwegs sein, so-
gar Gebäude könnten damit in
ferner Zukunft geheizt werden.
„Wasserstoff ist die Trägersub-
stanz, um erneuerbare Energie
überall und ganzjährig zu nut-
zen“, ist Altmaier überzeugt.

Seit einem halben Jahr ringt die
Regierung deswegen darum, die
Technologie in Deutschland in
großem Stil auf denWeg zu brin-
gen. Nun ist es endlich soweit:
Am Mittwoch will das Kabinett
die „NationaleWasserstoffstrate-
gie“ beschließen. Damit soll
Deutschland „Nummer eins bei
Wasserstofftechnologien“ wer-
den, heißt es in dem Papier, das
dieser Zeitung vorliegt. Bis 2030
sollen fünf Gigawatt Elektrolyse-
kapazitäten – durch diesen che-
mischen Vorgang wird der be-
gehrte Stoff hergestellt – aufge-
baut werden. Das ist ungefähr
200-mal so viel wie heute verfüg-
bar ist. Sieben Milliarden Euro
werden für die Förderung bereit-
gestellt, noch mal zusätzlich zwei
Milliarden sollen für internatio-
naleWasserstoff-Partnerschaften
fließen.

Vor
allem

die In-
dustrie

könnte durch
den Rohstoff re-

volutioniert wer-
den. Für die Herstellung

von Stahl ist jede Menge Koks
notwendig, alleine der Konzern
Salzgitter bläst jedes Jahr acht
Millionen Tonnen Kohlendioxid
in die Atmosphäre – ein Prozent
des deutschen Ausstoßes. Mit
steigenden CO2-Preisen wird das
jedoch zum Geschäftsrisiko. In-
dem sie statt Koks Wasserstoff
verwendet, will die Branche bis
2050 klimaneutral werden.

Damit die Industrie ihre Pro-
duktion umstellen kann, muss al-
lerdings genügend Wasserstoff
verfügbar sein. Den stellt nur je-
mand her, wenn die Abnahme si-
cher ist. Das klassische Hen-
ne-Ei-Problem: Irgendjemand

muss anfangen. Die Regierung
will dieses Dilemma auflösen, in-
dem sie jährlich steigende Men-
gen grünen Wasserstoffs aus-
schreibt. Den Zuschlag bekommt
der Anbieter mit dem günstigs-
ten Angebot. Damit das Produkt
rentabel ist, sollen Elektrolyseu-
re zudem von der EEG-Umlage
befreit werden. Darüber hinaus
benötigen die Produzenten je-
doch vor allem eines: jede Men-
ge Strom.

Alleine für die Erzeugung von
Stahl mit grünem Wasserstoff
bräuchte man laut Umweltbun-
desamt eine Kapazität von
75 Terrawatt Ökostrom. Für ein
komplett klimaneutrales Deutsch-
land wären es laut Bund der deut-
schen Industrie (BDI) 740 – mehr,
als die ganze Republik heute an
Strom verbraucht. Es sei aber
schon heute klar, dass die von der
Regierung angepeilten fünf Giga-
watt „nur einen Bruchteil der er-
forderlichen Mengen an klima-
freundlichem Wasserstoff in

Deutschland erzeugen können“,
ist sich Andreas Kuhlmann, Chef
der regierungsnahen Denkfabrik
Deutsche Energieagentur, sicher.
Wer die teils hysterische Debatte
um den Ausbau der erneuerbaren
Energien verfolgt, bekommt eine
Ahnung davon, wie realistisch das
Vorhaben ist, den benötigten
Wasserstoff ausschließlich hier-
zulande herzustellen.

Auf Importe angewiesen
„Deutschland wird auch langfris-
tig auf Energieimporte angewie-
sen sein“, ist in dem Papier des-
wegen zu lesen. Neben dem Hei-
matmarkt müsse ein „verlässli-
cher europäischer und
internationaler Regulierungsrah-
men“ geschaffen werden, um
neue Handelsbeziehungen für
Wasserstoff aufbauen zu können.
Von möglichen Lieferverträgen
mit Ländern in Afrika, Arabien
und Südeuropa ist die Rede. Den
Einwand, dieses Vorhaben würde
an das gescheiterteWüstenstrom-
projekt Desertec erinnern, lässt
man nicht gelten: Wasserstoff be-
nötige keine Stromleitungen und
sei einfacher zu transportieren,
was die Angelegenheit weniger
kompliziert mache.

„Die in vielen Regionen der
Welt dramatisch gesunkenen und
weiter sinkenden Entstehungs-
kosten für erneuerbar erzeugten
Strom eröffnen erstmals eine
greifbare Perspektive auf eine
wirtschaftlich tragfähige globale
Wasserstoffwirtschaft“, erklärten
kürzlich auch BDI-Chef Holger
Lösch und der Direktor des
Max-Planck-Instituts, Robert
Schlögl, gemeinsam. Die Techno-
logie habe immense Fortschritte
gemacht, zudem sei mit dem vor-
anschreitenden Klimawandel der
Handlungsdruck gewachsen. Die
Zukunft, von der schon der
Schriftsteller Jules Vernes berich-
tet hat, stehe deswegen nun be-
vor. Der schrieb schon 1870, Was-
ser sei die Kohle der Zukunft.

In der nepalesischen Hauptstadt Kathmandu protestieren die Menschen ge-
gen die Regierung. Die Corona-Krise verschlimmert die kargen Lebensbedingungen.
Die Polizei setzt Wasserwerfer gegen die Menge ein. Foto: Prakash Mathema/afp

Aufstand in Nepal

Hintergrund

Ein großes und schweres Auto fah-
ren und trotzdem das Klima scho-
nen – geht das? Ja, das geht mit-
hilfe von synthetischen Kraftstof-
fen. Sogenannte E-Fuels sind ei-
ner der Hoffnungsträger der
Bundesregierung, um die Klima-
schutzziele 2030 zu erreichen.
Doch es gibt einiges, was gegen
den Diesel- und Benzinersatz
spricht.

Für dieHerstellung von E-Fuels
werden Wasserstoff und CO2 be-
nötigt. Wasserstoff wird mithilfe
von Strom erzeugt. In einemwei-
teren chemischen Verfahren wird
es mit CO2 angereichert, sodass
ein synthetischer Kraftstoff ent-
steht. Verwendet man zur Pro-
duktion CO2 aus der Luft und
Strom aus erneuerbaren Quellen,
wird bei der Verbrennung nur so
viel CO2 ausgestoßen, wie in der
Produktion hinzugefügt wurde.
Der Kraftstoff ist klimaneutral.

„Die wirtschaftlichen Heraus-
forderungen bei der Produktion
sind die Stromkosten und die
Stromverfügbarkeit“, erläutert
Roland Dittmeyer vom Karlsru-
her Institut für Technologie
(KIT), der zu E-Fuels forscht. Für
die Produktion wird viel regene-
rativer Strom gebraucht – und da-
mit viele Windräder oder Photo-
volataikanlagen. Die gibt es in
Deutschland noch nicht. Eine
Möglichkeit ist der Import aus
dem Ausland. Mit erneuerbarem
Strom, etwa aus Nordafrika, könn-
ten die Herstellungskosten für
E-Fuels zwischen einem und 1,50
Euro pro Liter liegen.

Ein weiteres Problem ist der
Energieverlust. Wegen der Um-
wandlungsverluste bei der Her-
stellung und des niedrigen Wir-
kungsgrades von Verbrennungs-
motoren kommen von der Ener-
gie bis zu etwa 20 Prozent am Rad

an. Im Elektroauto sind das 70 bis
80 Prozent. „Die Energieeffizienz
ist aber nicht das einzige Nach-
haltigkeitsargument“, sagt der
KIT-Forscher. Man müsse die ge-
samte Produktionskette betrach-
ten. Etwa: Wo kommen die Roh-
stoffe für Batterien her?Wie wer-
den sie abgebaut und recycelt?
Das Potenzial für E-Fuels sieht er
bei Schiffen und Flugzeugen, für
die E-Antriebe wegen der Schwe-
re und Größe der Batterien keine
Lösung sind.

Von der Politik fordert Ditt-
meyer, die Rahmenbedingungen
für dieMarkteinführung zu schaf-
fen. Will man E-Fuels überhaupt?
Für welche Anwendungen? Diese
Fragen seien ungeklärt. „Man
sollte auch nicht die Batterietech-
nik gegen E-Fuels ausspielen. Bei-
de Technologien werden benö-
tigt“, sagt Dittmeyer. „Wichtig ist,
jetzt in die nächste Generation
von grüner Technik zu investie-
ren, die uns beim Kampf gegen
den Klimawandel langfristig wei-
terbringt. Wenn man den Zeit-
punkt für die Umstellung ver-
passt, ist es zu spät.“ dot

Noch nicht
marktreif

3-D-Abbildung einesWasserstoffmole-
kül-Modells. Foto: ©peterschreiber.media/
shutterstock.com

Roland Dittmey-
er, Professor am
Karlsruher Insti-
tut für Technolo-
gie (KIT).FO
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Abrüstung
Russland undUSA
planen Gespräche
Moskau. Russland und die USA
wollen am 22. Juni in Wien über
eine neue atomare Abrüstungs-
vereinbarung sprechen, teilteWa-
shington mit. Russland macht
Druck für den Verhandlungsstart,
da im Februar des kommenden
Jahres der letzte große atomare
Abrüstungsvertrag New Start
ausläuft. Ohne Vertrag warnten
sie vor einem atomaren Wettrüs-
ten. Die USA möchten China am
neuen Vertrag beteiligen. Ob Chi-
na am Gespräch teilnimmt, ist je-
doch noch unklar. dpa

IS-Kämpfer, die aus Syrien oder dem
Irak nach Deutschland zurückgekehrt
sind, stuft die Polizei als terroristische
Gefährder ein. Das geht aus einer Ant-
wort der Bundesregierung auf eine
Frage des AfD-Abgeordneten Martin
Hess hervor. 32 von ihnen sind zurzeit
im Gefängnis – in Straf- oder U-Haft.
Insgesamt waren mehr als hundert
IS-Kämpfer zurückgekommen. dpa
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Zauberstoff
fürs
Klima
EnergiewendeWasserstoff erlebt momentan einen
zweiten Frühling. Die Regierung hat nun einen
milliardenschweren Plan vorgestellt, wie sie
Deutschland zumWeltmarktführer der
Zukunftstechnologie machen will. Von Igor Steinle

Wasserstoff als Energieträger

Mehr Strom
ist nötig,

als Deutschland
momentan
verbraucht.

1. Stromerzeugung
durchWind- oder
Sonnenenergie

2.Wasserstoff-
gewinnung
durch Elektrolyse
vonWasser

Wasserstoff 3.Wasserstoff als Energie-
träger für Verkehr und
Industrie…

Möglichkeiten zur Gewinnung und Nutzung vonWasserstoff

…oder
Energie-
speicher
in Kavernen

GRAFIK REICHELT / QUELLE: HELMHOLTZINSTITUT, DPA, VEREINFACHTE DARSTELLUNG

Sauerstoff

O2

H2

H2

Berateraffäre
Von der Leyen
entlastet
Berlin. Politiker von Union und
SPD haben Ex-Verteidigungsmi-
nisterin Ursula von der Leyen
(CDU) in der Berateraffäre weit-
gehend entlastet. Der Abschluss-
bericht der Regierungsfraktionen
zur Arbeit des Untersuchungs-
ausschusses enthält keine juristi-
schen oder direkten politischen
Vorwürfe gegen sie. Das Doku-
ment wurde der Opposition zu-
geleitet, die nun Schlüsse vorle-
gen will. Von der Leyen hatte
wiederholt Fehler bei der Auf-
tragsvergabe eingeräumt. dpa

AfD
Kalbitz klagt
gegen Partei
Berlin.Der frühere AfD-Rechtsau-
ßen Andreas Kalbitz (47) geht zi-
vilrechtlich gegen seine Partei
vor. Wie Vertraute aus dem Lan-
desverband Brandenburg demRe-
daktionsNetzwerk Deutschland
(RND) bestätigten, werden seine
Anwälte einen zivilrechtlichen
Antrag auf einstweiligen Rechts-
schutz beim Landgericht Berlin
einreichen. Offenbar will Kalbitz,
dass sein Parteiausschluss – we-
gen Mitgliedschaft in der verbo-
tenen Heimattreuen Deutschen
Jugend – aufgehoben wird. red


